
Asienpolitik

Franco Algieri

Im Reflexionspapier „Die Globalisierung meistern“, das von der Europäischen Kommis-
sion im Mai 2017 veröffentlicht wurde, wird festgestellt, dass sich 2025

„61% der insgesamt 8 Milliarden Menschen zählenden Weltbevölkerung in Asien befinden (werden), vor
allem in China und Indien. Der relative Anteil Europas an der Weltbevölkerung wird sinken; auf die EU-
27 werden 5,5% entfallen. Dies könnte zur Entstehung einer multipolaren Weltordnung mit unterschiedli -
chen  politischen,  technologischen,  Wirtschafts-  und  Militärmächten  beitragen.  Zugleich  stünden  den
europäischen Unternehmen aber auch große neue Märkte offen.“1 

Zu den wichtigsten Handelspartnern der Europäischen Union im Jahr 2016 zählten nach
China an zweiter Stelle Japan (6.), Südkorea (8.) und Indien (9.). Die EU-28 lag im selben
Jahr  als  Handelspartner  für  China  und  Indien  jeweils  an  erster  sowie  für  Japan  und
Südkorea jeweils an dritter Stelle.2 

Die  Asienpolitik  der  Europäischen  Union  wird  fortgeführt  und  weiter  ausgebaut.
Anhand  der  folgenden  Beispiele  verdeutlicht  sich  deren  Komplexität  und  thematische
Heterogenität. Einerseits wird die Präsenz der Europäischen Union in Asien mit der für
November 2017 geplanten Eröffnung einer EU-Delegation in Ulan Bator ausgebaut sowie
die Mongolei in ihrer Relevanz für die europäische Asienpolitik aufgewertet.  Verhand-
lungen  über  ein  „Framework  Agreement“  zwischen  der  Europäischen  Union  und  der
Mongolei, welches das bestehende Handels- und Wirtschaftsabkommen von 1993 ablösen
soll, waren 2010 begonnen worden und fanden 2013 ihren Abschluss. Die Zustimmung des
Europäischen Parlaments erfolgte am 15. Februar 2017. Andererseits stellt die Eskalation
der Gewalt in Myanmar gegenüber der Bevölkerungsgruppe der Rohingya die Politik der
Europäischen Union gegenüber Myanmar auf die Probe.3 Neben diesen und einer Vielzahl
anderer Themen sind drei regionale beziehungsweise länderspezifische Entwicklungen zu
beachten.

Die koreanische Halbinsel

Die Tests ballistischer Raketen und das Atomwaffenprogramm Nordkoreas werden von der
Europäischen Union regelmäßig verurteilt. Sie sieht darin eine Bedrohung des internatio-
nalen Friedens und der  Sicherheit  und die Verletzung von Resolutionen der  Vereinten
Nationen. Im Dezember 2016 forderte der Rat der Europäischen Union Nordkorea einmal
mehr auf, den Dialog mit der internationalen Gemeinschaft insbesondere im Rahmen der
„Six Party Talks“ wiederaufzunehmen.4 

1 Europäische Kommission: Reflexionspapier. Die Globalisierung meistern, COM(2017) 240, S. 11.
2 Vgl. Europäische Kommission: Trade, abrufbar unter:  http://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regi

ons/ (letzter Zugriff: 22.5.2017).
3 European External Action Service: Statement by the spokesperson on the recent escalation of violence in

Myanmar,  abrufbar  unter:  https://eeas.europa.eu/sites/eeas/files/statement_english.pdf  (letzter  Zugriff:
13.5.2017).

4 Council of the European Union: Press Release, 12 December 2016, Dok. 755/16.
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Seit  2006  hat  die  Europäische  Union  restriktive  Maßnahmen  gegen  Nordkorea
verhängt, die in der Folgezeit angepasst und erweitert wurden. Diese jüngsten Anpassun-
gen  bezogen  sich  unter  anderem  auf  Personen  und  Unternehmen  in  Nordkorea,  die
Ausweitung des Verbots von europäischen Investitionen in Nordkorea, das Verbot nord-
koreanischer Investitionen in der Europäischen Union oder das Verbot für nordkoreanische
Flugzeuge, in der Europäischen Union zu landen und zu starten, EU-Territorium zu über-
fliegen sowie das Verbot für nordkoreanische Schiffe, in EU-Häfen einzufahren.5 Bei dem
Treffen des Präsidenten des Europäischen Rates, Donald Tusk, und der Hohen Vertreterin
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, mit Yoon Je Cho, dem
Sondergesandten des südkoreanischen Präsidenten Moon Jae-in, am 19. Mai 2017 in Brüs-
sel bestätigten diese die Bereitschaft der Europäischen Union, gemeinsam mit Südkorea
und der  internationalen Gemeinschaft  zur  Deeskalation  und Denuklearisierung auf  der
koreanischen Halbinsel beizutragen.

Japan

Japan ist, nach China, der zweitgrößte asiatische Handelspartner der Europäischen Union.
Die Gewichtung der europäisch-japanischen Beziehungen wird durch die Verhandlungen
über ein Freihandelsabkommen unterstrichen. Die Europäische Kommission hatte  2013
von den EU-Mitgliedstaaten das Mandat erhalten, Verhandlungen mit Japan aufzunehmen.
Im Juli 2017 konnten sich die Union und Japan auf die wichtigsten Elemente des EU-
Japan Wirtschafts- und Partnerschaftsabkommen einigen.6 Für die Europäische Union wird
beispielsweise erwartet,  dass  dadurch Zölle  von bis  zu 1  Mrd.  Euro  im Jahr beseitigt
würden, die Exporte von behandelten Lebensmitteln nach Japan um bis zu 180 Prozent
und von chemischen Produkten um über 20 Prozent steigen könnten. Des Weiteren wird
eine Öffnung des japanischen Marktes für europäische Exporteure in verschiedenen Sekto-
ren erwartet. In der Erklärung zum 24. EU-Japan Gipfeltreffen am 6. Juli 2017 in Brüssel
bekräftigten Tusk, Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und Japans Ministerpräsi-
dent Shinzo Abe den Beginn eines neuen Kapitels der strategischen Partnerschaft zwischen
der Europäischen Union und Japan. Sie nehmen darin auch Bezug auf eine unter zuneh-
mendem Druck stehende, regelbasierte internationale Ordnung und die wiederbelebende
Wirkung für eine gemeinsame Werteordnung, die durch eine vertiefte wirtschaftliche und
politische Beziehung EU-Japan erreicht werden könnte.7 Doch wie bei anderen ähnlichen
Freihandelsabkommen der  Europäischen  Union  stößt  auch  dieses  auf  Kritik.8 So  wird
insbesondere  eine mangelnde  Transparenz  bei  den Verhandlungen und hinsichtlich der
veröffentlichten Textentwürfe angeführt. Parallel zu den Verhandlungen über das Freihan-
delsabkommen finden Gespräche über ein strategisches Partnerschaftsabkommen statt, das
neben dem politischen Dialog auch Themen wie die Zusammenarbeit bei regionalen und
globalen Herausforderungen, Umwelt- und Klimawandel, Entwicklungspolitik und Kata-
strophenhilfe sowie sicherheitspolitische Fragen beinhalten soll.

5 Siehe exemplarisch Verordnung (EU) 2017/658 des Rates vom 6. April 2017 zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 329/2007 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea, in:
Amtsblatt der EU L 94, 7. April 2017, S. 3-5.

6 Siehe EU-Japan  EPA: The Agreement  in  Principle,  6.7.2017,  abrufbar unter:  http://trade.ec.europa.eu/
doclib/docs/2017/july/tradoc_155693.doc.pdf (letzter Zugriff: 19.7.2017). 

7 Council of the European Union: Statement following the 24th EU-Japan Summit. Statement and Remarks,
6 July 2017, Dok. 446/17.

8 Petra Pinzler: TTIPs asiatischer Bruder, in: Zeit Online, 6.7.2017.
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ASEAN

Für den Verband südostasiatischer Staaten (ASEAN), der im August 2017 sein 50-jähriges
Bestehen feierte, war die EU-28 im Jahr 2016 der zweitgrößte Handelspartner. Der zehn
Staaten umfassende Verband bildete nach den USA und China den größten außereuropä-
ischen Handelspartner  der  Union.9 Bei  den 15.  Konsultationen zwischen den ASEAN-
Wirtschaftsministern  und  der  EU-Handelskommissarin  Cecilia  Malström am 10.  März
2017 in Manila wurden weitere Schritte für den Abschluss eines EU-ASEAN-Freihandels-
abkommens besprochen. Auf der Ebene von hohen Beamten soll nun ein entsprechendes
Rahmenkonzept entwickelt  werden.  Die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen
waren 2007 begonnen worden, stagnierten jedoch in der Folge und die Europäische Union
wandte sich mehr einzelnen ASEAN-Mitgliedstaaten zu.

In den vergangenen Jahren sind die Handelsbeziehungen zwischen der Europäischen
Union und Singapur stetig gewachsen. Im Außenhandel ist die Union zweitgrößter Partner
Singapurs, umgekehrt liegt Singapur an 16. Stelle der EU-Handelspartner. Mit dem Frei-
handelsabkommen  EU-Singapur,  dessen  Text  bereits  im  September  2013  paraphiert
worden  war  und  die  Verhandlungen  im  Oktober  2014  abgeschlossen  wurden,  sollen
Handel und Investitionen zwischen beiden Seiten liberalisiert und vereinfacht werden.10

2015 hatte die Europäische Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH)
ersucht, zu klären, „ob die Union über eine ausschließliche Zuständigkeit für die alleinige
Unterzeichnung und den alleinigen Abschluss des geplanten Abkommens verfügt“11. Die
Kommission und das Europäische Parlament waren der Ansicht, dies sei der Fall, wohin-
gegen der Rat und die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten gegenteiliger Meinung waren.
In seinem Gutachten vom 16. Mai 2017 stellt der EuGH fest, dass „das Freihandelsabkom-
men mit  Singapur  in  seiner  derzeitigen  Form nicht  von  der  Union  allein  geschlossen
werden kann“. Folglich kann es „in der  derzeitigen Form nur von der Union und den
Mitgliedstaaten gemeinsam geschlossen werden“. Für die weiteren Gespräche zwischen
Kommission, Rat und Europäischem Parlament über die Struktur von EU-Handelsabkom-
men  ergibt  sich  dadurch  ein  eindeutiger  Orientierungspunkt.  Weiterführend  betrachtet
kann einerseits argumentiert werden, dies führe zu einer Stärkung der Rechte nationaler
Parlamente. Andererseits kann angeführt werden, dass nunmehr Blockaden oder gar die
Verhinderung weiterer Handelsabkommen durch Parlamente häufiger auftreten könnten. 

Indonesien wird seit Längerem aufgrund seiner politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Bedeutung in Südostasien von der Europäischen Union besonders beachtet.
Beim sechsten Treffen des Menschenrechtsdialogs EU-Indonesien im Juni 2016 in Brüssel
wurde  vereinbart,  Kooperationsprojekte  in  Bereichen  wie  beispielsweise  gewalttätiger
Extremismus oder Rechte von Migranten oder Minderheiten zu verfolgen. Nachdem im
April  2016 die  Verhandlungen über  ein  umfassendes  wirtschaftliches  Partnerschaftsab-
kommen  zwischen  der  Europäischen  Union  und  Indonesien  begonnen  worden  waren,
fanden in der Folge hierzu zwei Verhandlungsrunden statt. Diese Abkommen soll das 2014
in  Kraft  getretene  Partnerschafts-  und  Kooperationsabkommen  ergänzen  und  mit  der

9 Bezogen auf 2014. Siehe European Commission: Trade, Countries and Regions, ASEAN, abrufbar unter:
http://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/regions/asean/ (letzter Zugriff: 22.5.2017).

10 Siehe ausführlich European Commission: Free Trade Agreement between the European Union and the Re-
public  of  Singapore,  abrufbar  unter:  http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2013/september/tradoc_151
729.pdf (letzter Zugriff: 23.6.2017).

11 Siehe auch im Folgenden Gerichtshof der Europäischen Union: Pressemitteilung Nr. 52/17, Luxemburg,
16. Mai 2017.
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Bildung eines gemeinsamen Marktes für 750 Mio. Menschen werden drei Ziele verknüpft:
Stärkung der wirtschaftlichen Beziehungen, Vertiefung der politischen Partnerschaft und
Zusammenarbeit zu regionalen und globalen Herausforderungen. Dadurch setzt sich die
Institutionalisierung der  Beziehungen nicht  nur zwischen der  Europäischen  Union und
diesem südostasiatischen Land, sondern auch mit der Region insgesamt fort. Im Rahmen
des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens tagte im November 2016 erstmals der
gemeinsame Ausschuss EU-Indonesien in Brüssel, an dem Mogherini und der indonesi-
sche Außenminister Retno Marsudi teilnahmen. Das EU-Indonesia Blue Book 2017 ist
Teil  einer  jährlichen  Berichtreihe  zur  Entwicklungszusammenarbeit  EU-Indonesien.
Hauptthema dieser Ausgabe ist Gender Gleichheit. Vor dem Hintergrund der von beiden
Seiten geteilten Überzeugung, wonach nachhaltiger Friede, langfristige Entwicklung und
Wohlstand  nicht  ohne die  Anerkennung von Menschenrechten,  Good Governance  und
Gender Gleichheit erreicht werden können, finden sich eine Reihe von spezifischen Unter-
stützungs- und Kooperationsmaßnahmen.12  

Fazit

Mit der zunehmenden Verflechtung zwischen der Europäischen Union und Asien nimmt
die geopolitische Relevanz Asiens für Europa zu. Für die Bestimmung einer umfassenden,
von der  Handelspolitik  über  die  Entwicklungszusammenarbeit  bis  hin  zur  Sicherheits-
politik reichenden Asienpolitik muss die Europäische Union eine Vielzahl unterschied-
licher  Einflussfaktoren  berücksichtigen.  Mit  Blick  auf  die  sicherheitspolitische  Lage
Asiens zählen hierzu die Unsicherheit bezüglich der Asienpolitik der USA unter Präsident
Donald  Trump,  die  Weiterentwicklung  des  nuklearen  Atomwaffen-  und  Raketen-
programms durch Nordkorea, das Verhältnis südostasiatischer Staaten zu China, der Wett-
bewerb einzelner Staaten um regionalen Einfluss und Kontrolle (beispielsweise im Süd-
chinesischen  Meer),  Japans  mögliche  Abkehr  von  einer  bislang  rein  defensiven
Verteidigungspolitik  und  Indiens  Bemühungen,  die  regionale  Machtposition  im  Wett-
bewerb  mit  China  weiter  auszubauen.13 Die  sicherheitspolitische  Dimension  der  EU-
Asienpolitik wird daher in der Zukunft noch wichtiger werden.
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12 Delegation of the European Union to Indonesia and Brunei Darussalam: Blue Book 2017. EU-Indonesia
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13 Siehe umfassend: The International Institute for Strategic Studies: 2017 Strategic Survey. The Annual As-
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